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ohne daß diese die Qual i tät  einer Rechtsverletzung 
erreicht haben oder erreichen können, bei Hand­
lungen, die noch nicht als Rechtsverletzung eindeu­
t ig recht l ich qual i f iz iert  werden können oder bei 
Gefahren und Störungen, die durch Sachen verursacht 
werden (ohne daß ein Verschulden einer Person gege­
ben is t)  .

Das Stel len von Forderungen gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 

VP-Gesetz

Die Wahrnehmung der Befugnis zur Durchsetzung recht l icher 

Best immungen gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 gestattet es den 

Untersuchungsorganen des MfS, auf jede Rechtsverletzung zu 

reagieren bzw. eine solche vorbeugend zu verhindern.

Einzige Voraussetzung für das Stel len von Forderungen gemäß 

§ 11 Abs. 1 Satz 1 ist ,  daß die beabsicht igte oder berei ts 

durchgeführte Handlung von der objekt iven Seite her eine mög­

l iche oder tatsächl iche Rechtsverletzung wäre oder ist ,  die 

im Geltungsbereich einer gesetzl ichen Best immung der DDR be­

gangen wurde oder wird. Die Unumgängl ichkeit  der Wahrnehmung 

dieser Befugnis ergibt s ich aus dem Erfordernis der Einhal­

tung gesetzl icher Best immungen durch jedermann.

Die Befugnisse zur Durchsetzung gesetzl icher Best immungen ge­

mäß § 11 Abs. 1 Satz 1 können berei ts dann wahrgenommen werden, 

wenn Handlungen vorl iegen, die auf die Herbeiführung von ins­

besondere Ordnungswidr igkeiten und Straftaten gerichtet s ind, 

diese Handlungen jedoch selbst noch keine recht l iche Relevanz 

im Sinne der entsprechenden recht l ichen Best immung besitzen.

So wurden z. B. im Rahmen der pol i t isch-operat iven 
Maßnahmen zur Sicherung des Kirchentages der Evan­
gel ischen Kirche Berl in-Brandenburg im Juni 1987 in 
Berl in gegenüber Personen, von denen bekannt war, daß 
sie den Kirchentag zu subversiven Angri f fen zu nutzen 
beabsicht igten, die Forderung gemäß § 11 Abs. 1 gestel l t ,  
jegl iche Handlungen zu unter lassen, die unter Mißbrauch


